
 

17. Wahlperiode 20.03.2014 Drucksache 17/1049 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter 
www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur 
Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen 

1. Gesetzentwurf der Abgeordneten Thomas 
Kreuzer, Gudrun Brendel-Fischer, Karl Freller 
u.a. und Fraktion (CSU), 

Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib, 
Hans-Ulrich Pfaffmann u.a. und Fraktion (SPD), 

Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten 
Glauber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas 
Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Drs. 17/789, 17/1049 

zur Änderung des Bayerischen Abgeordneten-
gesetzes 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Margare-
te Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Gehring 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/881, 17/1049 

zum interfraktionellen Gesetzentwurf aller 
Fraktionen zur Änderung des Bayerischen Ab-
geordnetengesetzes 
(Drs. 17/789) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Mar-
kus Rinderspacher, Volkmar Halbleib, In-
ge Aures u.a. und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/882, 17/1049 

zum interfraktionellen Gesetzentwurf aller 
Fraktionen zur Änderung des Bayerischen Ab-
geordnetengesetzes 
(Drs. 17/789) 

I. Beschlussempfehlung: 
 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Än-
derungen durchgeführt werden: 

1. Es wird folgende neue Nr. 1 eingefügt: 

„1. In der Überschrift wird nach den Worten 
„Bayerisches Abgeordnetengesetz“ die 
Abkürzung „— BayAbgG“ eingefügt.“ 
 

2. Die bisherige Nr. 1 wird Nr. 2. 
 

3. Es wird folgende neue Nr. 3 eingefügt: 

„3. Die Überschrift des Ersten Teils  
       erhält folgende Fassung: 
      „Rechtsstellung, Erwerb und Verlust der  
      Mitgliedschaft““ 

4. Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 4; Buchst. b wird 
hinsichtlich Art. 1 Abs.1 wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „ganzen“ gestri-
chen. 

b) In Satz 2 werden die Worte „und Weisun-
gen“ gestrichen. 
 

5. Die bisherigen Nrn. 3 und 4 werden Nrn. 5  
und 6. 
 

6. Die bisherige Nr. 5 wird Nr. 7 und erhält fol-
gende Fassung: 

„7. Art. 8 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden 
Abs. 2 Sätze 1 und 2; vor dem Wort 
„Landtags“ wird jeweils das Wort 
„Bayerischen“ eingefügt. 

bb) Es werden folgende Sätze 2 und 3 
eingefügt:  
„
2
Der Anspruch besteht ab Erwerb der 

Rechtsstellung als Mitglied des Baye-
rischen Landtags. 

3
Beim Ausscheiden 

aus dem Bayerischen Landtag wer-
den Kosten bis zum Ende des fünften 
Monats nach dem Ausscheiden er-
stattet.“ 

cc) Der bisherige Satz 4 wird Abs. 8. 

dd) Die bisherigen Sätze 5 bis 9 werden 
Sätze 4 bis 8. 

b) Die bisherigen Abs. 2 und 3 werden durch 
folgende Abs. 3 bis 7 ersetzt: 

„(3) Nicht erstattungsfähig sind Verträge 
mit Kapital- oder Personengesellschaften, 
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wenn Gesellschafter, Organe, Geschäfts-
führer oder ein sonstiger Vertreter oder im 
konkreten Fall tätiger Beschäftigter der 
Gesellschaft dem Personenkreis des 
Abs. 2 angehört. 

(4) Nicht erstattungsfähig sind Kosten für 
Verträge mit Kapital- oder Personengesell-
schaften, an denen das Mitglied des Baye-
rischen Landtags selbst oder andere Mit-
glieder des Landtags als Geschäftsführer 
oder mit mehr als 25 Prozent der Stimm-
rechte beteiligt sind. 

(5) Nicht erstattungsfähig sind Kosten für 
Verträge mit Personen, die zugleich  

1. als Mitarbeiter im privatwirtschaftli-
chen Unternehmen des Mitglieds des 
Bayerischen Landtags, 

2. im Rahmen einer freiberuflichen Tä-
tigkeit des Mitglieds des Bayerischen 
Landtags oder 

3. in einer Gesellschaft, an der das Mit-
glied des Bayerischen Landtags betei-
ligt ist,  

beschäftigt sind. 

(6) Nicht erstattungsfähig sind Verträge mit 
Kapital- oder Personengesellschaften, 
wenn Gesellschafter, Organe, Geschäfts-
führer und sonstige Vertreter oder im kon-
kreten Fall tätige Beschäftigte der Gesell-
schaft zugleich  

1. Mitarbeiter im privatwirtschaftlichen 
Unternehmen des Mitglieds des Baye-
rischen Landtags sind, 

2. Mitarbeiter im Rahmen einer freiberuf-
lichen Tätigkeit des Mitglieds des 
Bayerischen Landtags sind oder 

3. Mitarbeiter einer Gesellschaft sind, an 
der das Mitglied des Bayerischen 
Landtags beteiligt ist. 

(7) Nicht erstattungsfähig sind Kosten für 
Verträge mit Parteigeschäftsstellen, die ei-
gene Arbeitskräfte dem Mitglied des Baye-
rischen Landtags zur Unterstützung bei der 
Erledigung der parlamentarischen Arbeit 
zur Verfügung stellen.“ 

c) Es wird folgender Abs. 9 angefügt: 

„(9) Überzahlungen sind nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Überzahlung 
erfolgte, von dem Mitglied des Bayerischen 
Landtags auszugleichen und dem Land-
tagsamt zu erstatten.““ 

7. Die bisherigen Nrn. 6 und 7 werden Nrn. 8  
und 9. 

8. In der neuen Nr. 9 c (Art. 23 Abs. 2) erhält 
Satz 2 folgende Fassung: 

„
2
Ferner berät sie den Bayerischen Land-

tag nach Aufforderung durch die Präsiden-
tin oder den Präsidenten aufgrund eines 
Beschlusses des Präsidiums im Einver-
nehmen mit dem Ältestenrat in Angele-
genheiten des parlamentarischen Mandats 
bezüglich der Rechtsstellung der Mitglieder 
des Bayerischen Landtags.“ 

 

9. Die bisherige Nr. 8 wird Nr. 10 und in Art. 23 a 
wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Verwendung“ 

durch die Worte „Ordnungsmäßigkeit des 

Haushaltsvollzugs hinsichtlich“ ersetzt. 

b) Satz 2 Halbsatz 2 wird Satz 3; die Worte 

„die Erforderlichkeit“ werden durch die 

Worte „Die Erforderlichkeit der Mittelver-

wendung durch die Abgeordneten“ ersetzt. 

10. Die bisherigen Nrn. 9 und 10 werden Nrn. 11 
und 12. 

11. Es wird folgende Nr. 13 angefügt: 

„13. In Art. 44 Abs. 2 Satz 4 werden nach 
dem Wort „Innern“ die Worte „ , für Bau 
und Verkehr“ eingefügt.“ 

 

Berichterstatter zu 1: Josef Zellmeier 
Berichterstatterin zu 2: Ulrike Gote 
Berichterstatter zu 3: Franz Schindler 
 
Mitberichterstatter: Franz Schindler 
Mitberichterstatter zu 2,3: Josef Zellmeier 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für 
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen fe-
derführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Ge-
setzentwurf mitberaten. 
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parla-
mentsfragen und Verbraucherschutz hat den 
Gesetzentwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Ge-
setzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 
17/881 und Drs. 17/882 in seiner 9. Sitzung 
am 27. Februar 2014 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss e i n s t im m ig  mit den in I. enthalte-
nen Änderungen Zustimmung empfohlen. 
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Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/881 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/882 hat der Ausschuss einstimmig Z u -
s t im m u n g  empfohlen.  
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme 
in I. seine Erledigung gefunden.  

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Gesetzentwurf und die Ände-
rungsanträge Drs. 17/881 und Drs. 17/882 in 
seiner 16. Sitzung am 18. März 2014 mitbera-
ten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss e i n s t im m i g  der Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses zuge-
stimmt. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/882 hat der Ausschuss einstimmig Z u -
s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme 
in I. seine Erledigung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/881 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

4. Der federführende Ausschuss hat den Ge-
setzentwurf in seiner 10. Sitzung am 20. März 
2014 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss beschlossen die Beschlussempfehlung 
seiner federführenden Beratung aufrecht zu 
erhalten. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/881 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/882 hat der Ausschuss einstimmig Z u -
s t im m u n g  empfohlen.  
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme 
in I. seine Erledigung gefunden. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 


